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1. Firma und Sitz  
Art. 1 Firma und Sitz 
Unter der Firma Innovations-Genossenschaft dieCuisine besteht eine auf unbeschränkte Dauer 
gegründete gemeinnützige Genossenschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR mit Sitz in Zürich 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 
Art. 2 Zweck und Mittel 
1 Die Genossenschaft hat den Zweck, mittels einer grossen Küche und vielen Begegnungszo-
nen einen kollaborativen Ort zur Entwicklung sozial und ökologisch nachhaltiger Lebensmittel 
und Lebensmittelsysteme zu schaffen.  
Es soll ein inspirierender Ort sein, der Innovation ermöglicht, Stakeholder der gesamten Le-
bensmittelproduktion  und -versorgung sowie die unmittelbaren Nachbarn zur Partizipation ein-
lädt und so eine Future Food community wachsen kann. Die Genossenschaft will Initiativen 
Raum und Support geben, Menschen dazu befähigen nachhaltige Lebensmittelprojekte wirk-
sam umzusetzen.  
Soziale Inklusion im Austausch mit den geflüchteten Bewohnenden ist wichtiger Fokus der Ar-
beit auf dem FOGO Areal.  

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch: 

a) Die Vermietung von Räumlichkeiten und der Küche 

b) Die Vermittlung von Erkenntnissen und Fachwissen über die Wirkung verschiedener Le-
bensmittel 

c) Schaffen von Arbeitsplätzen für die Integration von Menschen mit Migrationshintergrund  

d) Organisation von Anlässen und Weiterbildungsveranstaltungen 
3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht gewinnstrebig. 

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisationen mit gleichen oder ähnli-
chen Zielsetzungen beteiligen. 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 
Art. 3 Erwerb der Mitgliedschaft 
1 Mitglied der Genossenschaft kann jede volljährige natürliche und jede juristische Person wer-
den, welche mindestens einen Genossenschaftsanteil übernimmt (Mitgliedschaftsanteil). 

2 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 

3 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs nach vollständiger Einzah-
lung der erforderlichen Genossenschaftsanteile durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand 
entscheidet endgültig. Der Vorstandsbeschluss ist massgebend für den Beginn der Mitglied-
schaft. 

4 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Art. 4 Erlöschen der Mitgliedschaft 
1 Die Mitgliedschaft erlischt 

a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod; 

b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflösung. 
2 Die Rückzahlung der Genossenschaftsanteile bei Erlöschen der Mitgliedschaft richtet sich 
nach Art. 11 der Statuten. 

Art. 5 Austritt 
1 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende des Geschäftsjahres und 
unter Einhaltung einer sechsmonatigen Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in 
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begründeten Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündigungsfrist oder auf 
einen anderen Zeitpunkt bewilligen. 

2 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst ist, kann der Austritt nicht 
mehr erklärt werden. 

Art. 6 Tod 
1 Erben können mit Einwilligung des Vorstands als Mitglied aufgenommen und das Anteilkapital 
übertragen werden. Ansonsten wird das Anteilkapital an die Erben ausbezahlt. 

Art. 7 Ausschluss 
1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossenschaft ausgeschlossen wer-
den, wenn ein wichtiger Grund oder einer der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: Verlet-
zung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der genossenschaftlichen Treuepflicht, 
Missachtung von Beschlüssen der Generalversammlung oder des Vorstandes sowie vorsätzli-
che Schädigung des Ansehens oder der wirtschaftlichen Belange der Genossenschaft; 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszugehen 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied durch eingeschriebenen 
Brief mit Begründung und Hinweis auf die Möglichkeit der Berufung an die Generalversamm-
lung zu eröffnen. Dem/der Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der Mit-
teilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. Die Berufung hat keine auf-
schiebende Wirkung, doch hat der/die Ausgeschlossene das Recht, in der Generalversamm-
lung seine/ihre Sicht selber darzulegen oder darlegen zu lassen.  

4 Nach den abgelaufenen 30 Tagen und der Möglichkeit zur Berufung ruhen die Rechte des 
ausgeschlossenen Mitgliedes 

5 Die Anrufung des Gerichts nach Art. 846 Abs. 3 OR innert drei Monaten bleibt vorbehalten. 
Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wirkung 

Art. 8 Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 
1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschaftsanteilen sowie deren Übertra-
gung an Personen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen ist nur von Mitglied zu Mitglied zulässig und 
benötigt die Zustimmung des Vorstandes. Erforderlich ist ein schriftlicher Abtretungsvertrag. 

Die Mitglieder sind verpflichtet: 

a) die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) den Statuten sowie den Beschlüssen der Genossenschaftsorgane nachzuleben; 

c) nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzunehmen und in genossenschaftli-
chen Gremien mitzuwirken. 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 9 Genossenschaftsanteile 
1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeichneten Genossenschaftsan-
teile. Die Genossenschaftsanteile lauten auf einen Nennwert von je CHF 5‘000 und müssen voll 
einbezahlt werden. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genossenschaftsan-
teile ausgeben. 

2 Der Mitgliederanteil beträgt CHF 5‘000 für natürliche und CHF 5‘000 für juristische Mitglieder.  

3 Über den Mitgliederanteil kann freiwilliges Anteilkapital (Freiwilligenanteil) gezeichnet werden.  
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4 Für Genossenschaftsanteile werden keine Anteilscheine ausgegeben. Das Mitglied erhält je-
doch jährlich eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung zusammen mit einem allfälligen 
Zinsausweis. 

Art. 10 Verzinsung der Genossenschaftsanteile 
1 Die Mitgliedschafts- sowie freiwilligen Anteile werden nicht verzinst 

Art. 11 Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 
1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprüche auf Genossenschaftsver-
mögen mit Ausnahme des Anspruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-
schaftsanteile. 

2 Die Rückzahlung erfolgt zum Bilanzwert des Austrittsjahres unter Ausschluss der Reserven 
und Fondseinlagen, höchstens aber zum Nennwert. 

3 Die Auszahlung erfolgt innert eines Monats nach Genehmigung der Jahresrechnung und Fest-
legung des Zinssatzes durch die nächste ordentliche Generalversammlung. Falls die Finanz-
lage der Genossenschaft dies erfordert, ist der Vorstand berechtigt, die Rückzahlung bis auf die 
Dauer von drei Jahren hinauszuschieben, wobei die gleiche Verzinsung wie bei ungekündigten 
Genossenschaftsanteilen erfolgt. 

4 In besonderen Fällen kann der Vorstand beschliessen, dass die Genossenschaftsanteile vor-
zeitig zurückbezahlt werden. 

5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem ausscheidenden Mitglied zustehen-
den Forderungen mit dessen Guthaben aus den Genossenschaftsanteilen zu verrechnen. 

Haftung 

Art. 12 Haftung 
Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Genossenschaftsvermögen. Jede 
Nachschusspflicht oder Haftbarkeit des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Rechnungswesen 

Art. 13 Jahresrechnung und Geschäftsjahr 
1 Die Jahresrechnung besteht aus Bilanz, Erfolgsrechnung und Anhang und wird nach den 
Grundsätzen der ordnungsgemässen Buchführung so aufgestellt, dass die Vermögens-, Finan-
zierungs- und Ertragslage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie enthält 
auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die entsprechenden Artikel des Obligationen-
rechts, weitere gesetzliche Vorschriften, insbesondere jene der Wohnbauförderung, sowie die 
branchenüblichen Grundsätze. 

2 Die Jahresrechnung ist der Revisions- resp. Prüfstelle zur Prüfung zu unterbreiten. 

Art. 14 Gewinnreserven 
1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresrechnung berechnet wird, dient in erster Linie 
der Äufnung der Gewinnreserven. 

2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe 
der Einlage in die gesetzlichen und freiwilligen Gewinnreserven. 

3 Über die Beanspruchung der Gewinnreserven entscheidet der Vorstand unter Beachtung von 
Art. 860 Abs. 3 OR. 
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Art. 15 Entschädigung der Organe 
1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle Entschädigung, welche 
sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbelastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vor-
stand selber festgelegt wird. 

2 Die Entschädigung der Revisions- bzw. Prüfstelle richtet sich nach den branchenüblichen An-
sätzen. 

3 Mitglieder von Kommissionen und Ausschüssen haben Anspruch auf ein massvolles Sitzungs-
geld. 

4 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 

5 Ferner werden den Mitgliedern von Vorstand, Revisions- bzw. Prüfstelle und Kommissionen 
die im Interesse der Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

5. Organisation 

Organe 

Art. 16 Überblick 
Die Organe der Genossenschaft sind:  

a) die Generalversammlung, 

b) der Vorstand, 

c) die Revisionsstelle.  

Generalversammlung  

Art. 17 Befugnisse 
1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 

b) Wahl und Abberufung des Präsidenten/der Präsidentin, der weiteren Mitglieder des Vorstan-
des und der Revisionsstelle; 

c) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 

d) Abnahme der Jahresrechnung und Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzge-
winnes; 

e) Entlastung der Mitglieder des Vorstandes; 

f) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüsse des Vorstandes; 

g) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossenschaft; 

h) Beschlussfassung über die Einrichtung von Fonds  

i) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte Geschäfte, soweit diese der 
Beschlussfassung durch die Generalversammlung unterstehen (Art. 17 Abs. 2); 

j) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch Gesetz oder Statuten der Ge-
neralversammlung vorbehalten sind oder die vom Vorstand der Generalversammlung unter-
breitet werden. 

2 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes gemäss Bst. i) müssen spätes-
tens 60 Tage vor der ordentlichen Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht 
werden. Der Termin der ordentlichen Generalversammlung ist mindestens drei Monate im Vo-
raus bekannt zu geben. 

3 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktandiert sind. Zur Stellung von An-
trägen im Rahmen der Traktanden bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 
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Art. 18 Einberufung und Leitung 
1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb der ersten Hälfte des Kalen-
derjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, sofern eine vorangegangene 
Generalversammlung, der Vorstand, die Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschlies-
sen oder der zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Besteht die Genossenschaft aus weniger 
als 30 Mitgliedern, muss die Einberufung von mindestens drei Mitgliedern verlangt werden. Die 
Einberufung hat innert acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen. 

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 20 Tage vor dem Versamm-
lungstag einberufen. In der Einberufung sind die Traktandenliste und bei Anträgen auf Ände-
rung der Statuten der Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei or-
dentlichen Generalversammlungen werden der Einladung der Geschäftsbericht (Art. 22 Abs. 2) 
inkl. dem Bericht der Revisions- stelle beigelegt; diese Unterlagen sind auch 20 Tage vor dem 
Versammlungstag am Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen. 

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidium oder einem Mitglied des Vorstandes geleitet. 
Sie kann auf Antrag des Vorstandes eine/n Tagespräsidenten/in wählen. 

Art. 19 Stimmrecht 
1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme. 

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied vertreten lassen. Niemand 
kann mehr als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes haben die Vorstandsmit-
glieder kein Stimmrecht. 

Art. 20 Beschlüsse und Wahlen 
1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutengemäss einberufen worden ist. 

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel der abgegebenen Stimmen 
die geheime Durchführung verlangt. 

3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute, im zweiten Wahlgang das relative 
Mehr. Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen werden nicht mitgezählt. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von selbständigen Baurechten, für 
Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion der Genossenschaft ist die Zustimmung 
von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen notwendig. 

5 Die Art. 889 und Art. 18 Abs. 1 Bst. d des Fusionsgesetzes (FusG) bleiben vorbehalten. 

6 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das vom/von der Vorsitzenden 
und vom/von der Protokollführer/in zu unterzeichnen ist. 

Vorstand 

Art. 21 Wahl und Wählbarkeit 
1 Der Vorstand besteht aus drei bis fünf Personen. Der/die Präsident/in wird von der General-
versammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand selbst. 

2 Die Mitglieder des Vorstandes werden für ein Jahr gewählt und sind wieder wählbar.  
3 Alle Mitglieder des Vorstands sind verpflichtet, in den Ausstand zu treten, wenn Geschäfte be-
handelt werden, die ihre eigenen Interessen oder die Interessen von ihnen nahestehenden na-
türlichen oder juristischen Personen berühren. Die beschliessenden Vorstandsmitglieder ver-
pflichten sich, das fragliche Geschäft höchstens zu Drittbedingungen (Marktwert) 
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abzuschliessen. In solchen Fällen ist der Vertrag schriftlich abzuschliessen. Dieses Erfordernis 
gilt nicht für Verträge des laufenden Geschäfts, bei denen die Leistung der Gesellschaft den 
Wert von CHF 1'000 nicht übersteigt. Falls der gesamte Vorstand in den Ausstand treten muss, 
ist für das Geschäft ein Genehmigungsbeschluss von der Generalversammlung einzuholen. 

Art. 22 Aufgaben 
1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen für die Ver-
waltung und für alle Geschäfte der Genossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem an-
deren Organ vorbehalten sind.  

2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung 
(Art. 13) und dem Jahresbericht zusammensetzt. Der Jahresbericht stellt den Geschäftsverlauf 
sowie die wirtschaftliche Lage der Genossenschaft dar und gibt die Prüfungsbestätigung der 
Revisions- bzw. der Prüfstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer Zeichnung, wobei nur Kol-
lektivunterschrift zu zweien erteilt werden darf. Einzige Ausnahme bildet die Geschäftsführung, 
die bis zum Betrag von 1‘000.- CHF zur Einzelunterschrift berechtigt ist. 

Art. 23 Kompetenzdelegation 
1 Der Vorstand ist ermächtigt, die Geschäftsführung oder einzelne ihrer Zweige an eines oder 
mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an 
eine oder mehrere Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft zu sein 
brauchen (Geschäftsstelle). Kommissionsmitglieder müssen nicht Mitglied der Genossenschaft 
sein. 

2 Der Vorstand erlässt ein Geschäftsreglement, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüs-
sen, Kommissionen und Geschäftsstelle festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-
pflicht regelt. 

Art. 24 Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidium einberufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, 
ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Er be-
schliesst mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet der/die Vorsitzende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und die Mehrheit der Vor-
standsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegenstimme gefasste schriftliche Zirkulationsbe-
schlüsse, auch solche per E-Mail oder Fax, als gültige Vorstandsbeschlüsse. Sie sind ins Proto-
koll der nächsten Vorstandssitzung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein Protokoll zu führen. Das Pro-
tokoll ist vom/von der Vorsitzenden und vom/von der Protokollführer/in zu unterzeichnen. 

Revisionsstelle 

Art. 25 Wahl und Konstituierung 
1 Als Revisionsstelle wählt die Generalversammlung eine/n zugelassene/n Revisor/in oder eine 
zugelassene Revisionsunternehmung nach dem Revisionsaufsichtsgesetz (Art. 5 f. RAG und 
Art. 727c OR) jeweils für ein Geschäftsjahr bis zur Abnahme der entsprechenden Jahresrech-
nung. 

Art. 26 Aufgaben 
1 Wählt die Generalversammlung eine Revisionsstelle, führt diese eine eingeschränkte Revision 
nach Art. 729 ff. OR durch. Aufgaben und Verantwortung der Revisionsstelle richten sich nach 
den gesetzlichen Bestimmungen. 
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2 Die Revisionsstelle legt der ordentlichen Generalversammlung einen schriftlichen Bericht vor. 

6. Schlussbestimmungen 

Auflösung durch Liquidation und Fusion 

Art. 27 Liquidation 
1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversammlung kann jederzeit die Auflö-
sung der Genossenschaft durch Liquidation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Gesetz und Statuten durch, falls 
die Generalversammlung damit nicht besondere Liquidator/innen beauftragt. 

Art. 28 Liquidationsüberschuss 
1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden und Rückzahlung sämtlicher 
Genossenschaftsanteile zum Nennwert verbleibt, wird vollumfänglich einer Stiftung mit gleichem 
Zweck übereignet. 

2 Abweichende Bestimmungen der Wohnbauförderung von Bund, Kanton, Gemeinden oder de-
ren Anstalten bleiben vorbehalten. 

Art. 29 Fusion 
1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Fusion der Genossenschaft mit einer anderen 
Genossenschaft mit gleichem Zweck beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann dazu jedoch vorgängig die 
Generalversammlung in einer Konsultativabstimmung befragen. 

Bekanntmachungen 

Art. 30 Mitteilungen und Publikationsorgan 
1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden internen Mitteilungen und Einbe-
rufungen erfolgen schriftlich, durch E-Mail oder durch Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwin-
gend etwas anderes vorschreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische Handelsamtsblatt. 

 

Die vorstehenden Statuten sind an der Gründungsversammlung vom 17. Juni 2019 angenom-
men worden. 


